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			Cristina sieht sich als Opfer 

			Ex-Präsidentin weist Korruptionsvorwürfe zurück
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			Cristina nach ihrem Auftritt vor Gericht. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Sie sieht sich vor allem als Opfer einer politischen Verfolgung. Dies machte Cristina Fernández de Kirchner gleich zu Beginn ihrer Vernehmung vor dem Bundesgericht in Buenos Aires in der Straße „Comodoro Py“ deutlich. Die einstige Präsidentin war am Montag wegen Korruptionsvorwürfen vorgeladen worden. Untersucht werden soll die Verbindung zwischen Cristina und dem Bauunternehmer Lázaro Báez, der in Santa Cruz zahlreiche Regierungsaufträge zum Bau von Straßen erhielt und gegenwärtig in Untersuchungshaft sitzt.

			Anders als im April, als die Ex-Staatschefin sich wegen verlustreicher Devisengeschäfte der Zentralbank vor einem Richter rechtfertigen musste, war diesmal die Anhängerschaft überschaubar: Rund 5000 Personen fanden sich vor dem Gerichtsgebäude ein, um Kirchner ihre Solidarität zu bezeugen. Es waren vor allem Mitglieder der Organisationen „La Cámpora“ und „Tupac Amaru“.

			Bevor Richter Julián Ercolini mit seiner Befragung beginnen konnte, setzte die einstige Präsidentin schon an, um sich in die Opferrolle zu rücken. Der Prozess sei „Teil einer medialen und politischen Verfolgung, die in der gesamten Region stattfinde, um Führungspersönlichkeiten von der politischen Agenda zu streichen, die sich für die ärmsten Volksschichten einsetzen“, so Kirchner, die selber für einen aufwendigen Lebensstil bekannt ist.

			Cristina stritt in ihren Ausführungen jede Nähe zu Báez ab: „Er ist weder mein Geschäftspartner, noch ist er ein Freund von mir.“ Sie forderte die Aufhebung des Gerichtsverfahrens, da die gegen sie erhobenen Vorwürfe „lächerlich“ seien. Eine Regierung könne keine „kriminelle Vereinigung“ sein, wie es ihrer Meinung nach die Staatsanwaltschaft sehe.

			Kirchner forderte das Gericht auf, eine detaillierte Studie über Verkehrsmaßnahmen ihrer Regierung in allen Provinzen des Landes zu erstellen. Daraus werde dann hervorgehen, dass überall nach gleichen Kriterien vorgegangen worden sei und man in jedem Gliedstaaten denjenigen Unternehmern den Zuschlag gegeben habe, die von ihren Kapazitäten am besten für die jeweiligen Aufträge geeignet gewesen seien.

			Des Weiteren verteidigte sich Cristina auch offensiv, indem sie forderte, eine Untersuchung gegen die Macri-Regierung wegen möglicher Vetternwirtschaft einzuleiten. Dabei nahm sie Bezug auf den Unternehmer Ángelo Calcaterra, einen Cousin von Präsident Mauricio Macri, der bei der Neuausschreibung für Bauarbeiten an der Sarmiento-Bahn begünstigt worden sein soll.
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			Reizthema Glyphosat 

			Bundestagsdelegation informierte sich in Argentinien
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			Renate Künast war in Buenos Aires. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Eine Delegation des deutschen Bundestags hat sich in Argentinien über Auswirkungen des Unkrautkillers Glyphosat auf die menschliche Gesundheit informiert. „Der wichtige Hinweis ist, dass es in Argentinien offensichtlich in Regionen, in denen Glyphosat angewandt wird, Krebserkrankungen und auch Fehlgeburten gibt“, sagte Renate Künast (Grüne) in Buenos Aires vor der Weiterreise der Bundestagsabgeordneten nach Chile am Dienstag.

			Argentinien ist mit 59 Millionen Tonnen (2015/16) der weltweit drittgrößte Sojaproduzent. Dabei handelt es sich fast ausschließlich um genverändertes Saatgut, das zur Unkrautbekämpfung mit Glyphosat behandelt wird.

			Die Delegation unter Vorsitz von Künast kam unter anderem mit Forschern der Universität Rosario zusammen, die Erkrankungen im Umfeld von Soja-Anbauflächen untersucht haben. „Wir haben ein Recht auf gutes und sicheres Essen. Und Essen ist sicher, wenn der gesamte Produktionsprozess stimmt“, sagte die ehemalige Landwirtschaftsministerin. Die Erkenntnisse der Reise sollen in die Debatte um die im Juni um 18 Monate verlängerte EU-Zulassung des Glyphosats einfließen.

			Die Verantwortung in Deutschland über den Produktionsprozess in anderen Ländern steige an, da der Glyphosat-Produzent Monsanto von Bayer aufgekauft werde. „Der eine macht die Chemie für den Acker, und der andere macht die Medizin, um die dadurch entstehenden Krankheiten zu behandeln. Das hat ja schon etwas Makabres, bei dem, was da ansteht“, sagte Künast.
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			U-Bahn wieder teurer

			Tarif von 4,50 auf 7,50 Pesos erhöht

			Buenos Aires (AT/mc) - Das Fahren mit der U-Bahn (Subte) in Buenos Aires ist ab sofort erheblich teurer. Seit Montag kostet ein einfaches Ticket 7,50 statt wie in den letzten zwei Jahren 4,50 Pesos. Dies stellt eine Teuerung um 66 Prozent dar. Die Maßnahme der Stadtregierung hatte eigentlich schon im vorigen Juli greifen sollen. Doch Richterin Elena Liberatori stoppte das Vorhaben per einstweiliger Verfügung, nachdem linksgerichtete Abgeordnete des Stadtparlaments einen entsprechenden Antrag gestellt hatten. Die Stadt ging dagegen in Berufung und erhielt nun vor dem zuständigen Gericht Recht. 

			Die Subte-Gesellschaft SBASE begründet die Erhöhung mit einem Verweis auf die Betriebskosten. Tatsächlich koste eine Fahrt 13,37 Pesos. Davon zahle die öffentliche Hand 5,87 Pesos. Der Rest müsse von den täglich 1,2 Millionen Fahrgästen aufgebracht werden. Der nationale Verkehrsminister Guillermo Dietrich, der bis Ende 2015 auch für den Verkehr in der Hauptstadt zuständig war, verwies darauf, dass in fast jeder Großstadt der Welt die Fahrt mit der U-Bahn einen Dollar koste. Gleichwohl räumte Dietrich ein, dass der Service in der U-Bahn verbessert werden müsse. 

			Vergünstigungen gibt es für Vielfahrer. Ab der 21. Fahrt im Monat gibt es einen 20-prozentigen Preisnachlass. Nach der 31. Fahrt beträgt er 30 und nach der 41. Fahrt 40 Prozent. Der Sondertarif, der für Behinderte und Rentner gilt, klettert von 2,50 auf 4 Pesos. 

			Oppositionspolitiker befürchten, dass es nicht bei der aktuellen Teuerung bleibt. So geht der Kirchner-treue Stadtabgeordnete José Cruz Campagnoli davon aus, dass im kommenden Jahr eine Erhöhung auf 10 Pesos für die normale Fahrt erfolgt. Der Politiker kündigte an, den neuerlichen Richterspruch anfechten zu wollen.
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			Die Woche in Argentinien

			Überschwemmung in La Pampa

			Land unter in La Pampa: Der Norden der Agrarprovinz ist in den vergangenen Tagen von heftigem Regen heimgesucht worden. 150.000 Hektar Land seien komplett überschwemmt, weitere 150.000 Hektar durch die Niederschläge stark aufgeweicht, wie Carlos Guerrero vom Produktionsministerium des Gliedstaates mitteilte. In einigen Gegenden, in denen sonst im Jahr nur 70 Millimeter Niederschlag registriert werden, waren innerhalb von 15 Tagen 400 Millimeter verzeichnet worden. Ein Millimeter entspricht einem Liter pro Quadratmeter. Betroffen sind landwirtschaftlich besonders produktive Gebiete wie Ingeniero Luiggi, Rancul, Intendente Alvear, Quemú Quemú, Bernardo Larroude, Embajador Martini, Realicó und Eduardo Castex. Verschärft wird die Situation noch duoch die Wassermengen, die aus der ebenfalls von Starkregen betroffenen Provinz Córdoba durch Flüsse nach La Pampa befördert werden. Nachdem bereits starke Regenfälle im Januar und Februar die Ernte von Mais, Sonnenblumen und Soja verdorben haben, fällt nun auch die Saat derselben Produkte ins Wasser. 

			Reisen mit DNI-Karte

			Seit Dienstag kann man mit dem alten Personaldokument (DNI) in Heftform nicht mehr ins Ausland fahren. Um in die Nachbarländer zu reisen, muss man ab sofort den DNI im Kartenformat oder den Reisepass mitnehmen. Dies verfügte das Nationale Personenregister (ReNaPer). Als Ausweis im Landesinneren kann der alte DNI aber noch bis zum 31. März 2017 verwendet werden. Danach ist nur noch das Kartendokument gültig. Ausgenommen von dieser Regelung sind Personen, die älter als 75 Jahre alt sind. Von den unter 75-Jährigen haben sich bislang 600.000 Personen noch nicht um einen DNI in Kartenform gekümmert. Der Antrag kostet 60 Pesos. Durch die Neuerung strebt die Regierung eine Modernisierung des Ausweiswesens an. Biometrische Daten und digitale Technik sollen helfen, Menschenhandel und internationalen Terrorismus effektiver zu bekämpfen. Argentinier können derzeit mit Ausnahme von Surinam und Guyana unter Vorlage des DNI in alle Länder Südamerikas reisen. Ein Reisepass ist in diesen Fällen nicht nötig.

			Bluttat in Vicente López

			Ein brutaler Mord hat vor wenigen Tagen den Buenos Aires-Vorort Vicente López erschüttert. Zwei junge Männer töteten den Kinderbuchverleger Roberto Chwat, als dieser mit seinem Auto in der Garage seines stark gesicherten Hauses in der Straße Lisandro de la Torre parken wollte. Der Tatort befindet sich gerade fünf Straßenblöcke von der Präsidentenresidenz Olivos entfernt. Der 67-jährige Geschäftsführer des Sigmar-Verlags wurde mit einer Pistolenkugel im Brustbereich getroffen und erlag kurze Zeit später seinen schweren Verletzungen. Durch Überwachungskameras im Haus des Opfers konnten die beiden Täter identifiziert werden: der 22-jährige Sasha Matías Martínez Castro und der acht Jahre ältere Héctor García. Während Martínez Castro am Montag in Tortuguitas (Provinz Buenos Aires) festgenommen werden konnte, ist García weiter flüchtig. Martínez Castro war durch Autodiebstahl sowie Widerstand gegen die Staatsgewalt bereits auffällig geworden.

			Diätenerhöhung

			Umstrittene Diätenerhöhung im Kongress: Die Mitglieder von Deputiertenkammer und Senat erhalten eine 31-prozentige Erhöhung ihrer Grundbezüge. Auch Extra-Zahlungen wie Ortszuschlag für Parlamentarier aus dem Landesinneren oder die Mittel für Dienstflüge werden um 46,15 bzw. 100 Prozent angehoben. Darauf verständigten sich die Vorsitzenden beider Kammern, Gabriela Michetti (Senat) und Emilio Monzó (Deputiertenkammer), die beide Mauricio Macris Pro-Partei angehören. Das Monatsgehalt eines Abgeordneten oder Senators könnte so bis zu 141.000 Pesos betragen. Die Maßnahme wird von Teilen der Opposition kritisch gesehen. So erklärte Néstor Pitrola von der Arbeiterpartei: „Es ist absolut obszön, wenn man das mit den normalen Gehältern vergleicht.“

			Teure Spezialeffekte

			Julio de Vido ist einmal mehr in Erklärungsnot. Der einstige Infrastrukturminister von Cristina Kirchner steht derzeit in den Schlagzeilen, da das Infrastrukturministerium unter seiner Leitung 94 Millionen Pesos für eine Filmkameraausrüstung für die Universität San Martín ausgab. Das teure Gerät, mit dem Spezialeffekte erzeugt werden sollen, fände seit seiner Anschaffung aber keine Verwendung, da niemand es zu bedienen wisse, berichtete die Zeitung „Clarín“. De Vido verteidigte die Anschaffung auf Twitter mit der Bemerkung, man könne stolz sein, das audiovisuelle Labor der Hochschule mit Spitzentechnologie ausgestattet zu haben. Der Rechtsanwalt Ricardo Monner Sans hat Anzeige gegen den heutigen Kongressabgeordneten wegen des Verdachts auf finanzielle Unregelmäßigkeiten beim Kauf der Filmausrüstung erstattet. (AT/mc/dpa)
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			K

			Der Buchstabe K wird in spanischer Sprache kaum gebraucht. Im Wörterbuch der spanischen Akademie umfasst der Buchstabe K weniger als eine Seite, anders als alle anderen Buchstaben.

			In Argentinien hat sich der Buchstabe K in den letzten zwei Jahrzehnten indessen sprachlich eingebürgert, seit das Ehepaar Néstor und Cristina Kirchner in die Politik einstiegen, zuerst in der südlichen Provinz Santa Cruz und danach seit 2003 in der nationalen Politik. Politische Mitläufer des Präsidenten Ehepaares kennzeichnen sich selber als “K”. Der Name Kirchner bedeutet auf Spanisch “sacristán”, der die Kirche hütet.

			Néstor Carlos Kirchner hatte damals ein eigenes Schema entworfen, laut dem er ein vierjähriges Präsidentenamt ohne nachfolgende Wiederwahl ausgeklügelt hatte, für die er seine Gattin Cristina Elisabet Fernández de Kirchner einsetzte, der nach vier Jahren, ebenfalls ohne Wiederwahl, abermals Néstor Kirchner folgen würde, damit nachher wieder seine Gattin für das Amt gewählt werden sollte. Dieser auf 20 Jahre angelegte Plan scheiterte mit dem überraschenden Tod von Néstor Kirchner vor sechs Jahren. In der Folge trat Cristina Kirchner ihre eigene Wiederwahl an, durfte sich aber 2016 nicht mehr als Kandidatin stellen. 

			Mauricio Macri, Oppositionsführer unter den Kirchnerregierungen mit der Parteienkoalition “Cambiemos” (Verändern wir) gewann die Stichwahlen am 22. November 2015 gegen den Regierungskandidaten Daniel Scioli. CFK, wie sie im Kürzel genannt wird, blieb abseits. Der Versuch ihrer Verbündeten Diana Conti “Cristina eterna” (ewige Cristina) scheiterte im Kongress, wo die K-Regierung keine zwei Drittel in beiden Kammern aufbringen konnte, um die Verfassung durch Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung dementsprechend zu ändern. Das gleiche war dem damaligen Präsidenten Juan Domingo Perón gelungen, der die Verfassung von l853 dahingehend ändern konnte, dass seine Wiederwahl möglich wurde. Seine zweite Amtszeit wurde freilich nach seiner Flucht als Folge einer Rebellion von Militärs und Zivilisten unterbrochen, aber nach seiner Rückkehr nach 18 Jahren im Exil in Paraguay, Panama und Madrid wurde er wiedergewählt und starb kurz danach.

			Derzeit ist der Buchstabe K täglich in der Presse, im Rundfunk und im Fernsehen, wenn über die zahlreichen Korruptionsfälle berichtet wird. K und Korruption werden sozusagen als Synonyme verstanden. “corrupcion” schreibt sich auf Spanisch nicht mit K, wird aber als “Korrupción” mit K gekennzeichnet, womit nicht nur die Expräsidentin, sondern auch ihre Mitarbeiter identifiziert werden, insbesondere ihr damaliger Bautensekretär José López, Untergebener des damaligen Planungsminister Julio de Vido, der auch vor Gericht aussagen muss.

			All das zeigt, weshalb der Buchstabe K derzeit die Tagespolitik beherrscht, als ob nicht andere Probleme bestünden, die zumal die Arbeitslosigkeit, den Dollarkurs und die Inflation betreffen, mit denen die Macriregierung die K-Erbschaft überwinden will, bisher leider erfolgslos.

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png] 

			Die USA am Scheideweg

			Von Marcus Christoph
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			Trump-Unterstützer vor dem Trump Tower in Manhattan.  Sie wollen, dass ihr Idol in Washington „den Sumpf trocken legt“. (Foto mc)

			Die Welt schaut in diesen Tagen gebannt auf die Vereinigten Staaten. Am Dienstag entscheiden die US-Bürger, wer in den kommenden vier Jahren ihr Staatsoberhaupt sein wird. Die einstige First Lady und Außenministerin Hillary Clinton oder der exzentrische politische Newcomer Donald Trump. 

			Mancher mag vielleicht froh sein, dass dann ein Wahlkampf zu Ende geht, der zu einer beispiellosen Schlammschlacht wurde: persönliche Angriffe auf den Konkurrenten statt inhaltlicher Debatten. Trump schmähte Clinton als kriminell, diese wiederum stellte ihren Gegner als sexistischen Frauenverächter dar. All dies ist im Grunde unwürdig für die Führungsmacht der westlich-demokratischen Welt.

			Außerhalb der USA ist es vielen ohnehin völlig unverständlich, wie eine Figur wie Trump, der praktisch die Verneinung von politischer Korrektheit ist, so viel Gefolgschaft mobilisieren kann. Wer an der Fifth Avenue in Manhattan am Trump Tower vorbeigeht, kann Zeuge spontaner politischer Manifestationen für den milliardenschweren Immobilientycoon mit deutscher Abstammung werden. In den Bars trifft man junge Leute, die offen ankündigen, für den 70-Jährigen zu stimmen, der erst seit einem Jahr in der Politik ist und bislang noch nie ein öffentliches Amt bekleidet hat. Zuweilen treibt der Kult um die Person Trump schon absurde Blüten, wenn im Central Park von New York schon eine Eisbahn und ein Kinderkarussell den Namen „Trump“ tragen.

			Was mag dahinter stecken, dass Millionen von US-Amerikanern offenbar kein Problem damit haben, einen ganz und gar unberechenbaren Mann zum Herren über den Atomkoffer zu machen, mit dem er als US-Präsident den Einsatz von Nuklearwaffen autorisieren kann?

			Nach den Analysen der Meinungsforscher sind es vor allem unzufriedene weiße Männer, die für den Spitzenkandidaten der Republikaner votieren. Bei ihnen verfängt Trumps Versprechen, Amerika wieder stark machen zu wollen. Ihnen kann Trump die Botschaft verkaufen, so wie er es selber geschafft hat, ein Immobilienimperium groß zu machen, so kann er auch das Land wieder emporführen. Zudem kommt Trump entgegen, dass er eben nicht zum vermeintlich korrupten politischen Establishment zählt, das für viele von Clinton repräsentiert wird. 

			Überhaupt ist die Kandidatin der Demokraten, die sich anschickt, erste Präsidentin der USA zu werden, im Wahlvolk nicht sonderlich beliebt. Gegen einen anderen Gegner, der weniger polarisierend ist als Trump, hätte sie sicher weniger Chancen. Sie gilt als unterkühlt und geheimniskrämerisch. Dennoch sah sie nach den drei TV-Duellen gegen Trump schon wie die sichere Siegerin aus. Doch seit FBI-Chef James Comey in der Vorwoche neue Ermittlungen in Clintons Email-Affäre ankündigte, könnte es vielleicht doch noch mal knapper werden, als es den Demokraten lieb sein kann.

			Trump witterte wieder Morgenluft und sprach vom größten Politskandal seit Watergate. In einigen Umfragen zog er nach Prozenten sogar schon knapp an Clinton vorbei. Auch in den sehr wichtigen Swing States Florida und Ohio sehen ihn manche Meinungsforscher nun vorne. Ob dies jedoch zum Sieg reichen könnte, ist zweifelhaft. Denn nach wie vor ist Clintons prognostizierter Vorsprung bei den Wahlmännern komfortabel. Trump müsste schon noch weitere der sogenannten „Battleground States“ gewinnen.

			Ausgeschlossen ist das aber nicht. Selten gab es im Laufe eines Wahljahres so viele Schwankungen bei den Meinungsumfragen. Das US-Wahlsystem, bei dem es nicht auf die Gesamtzahl der Stimmen ankommt, sondern darauf, die Wahlmänner jedes einzelnen Gliedstaats zu gewinnen, macht verlässliche Erhebungen zusätzlich schwierig. Bei besonders emotionsgeladenen Entscheidungen halten manche der Befragten im Vorfeld der Wahl mit ihren Abstimmungsverhalten auch hinter dem Berg. So gingen nicht wenige Meinungsforscher bei der Brexit-Entscheidung der Briten von einem knappen Sieg der EU-Befürworter aus, ehe sich dann am Ende doch der Populismus gegen die politische Vernunft durchsetzte.

			Hoffen wir, dass dies bei der US-Wahl anders sein wird. Die Welt braucht eine verlässliche Supermacht. Einen gewissen Unterhaltungswert kann man Donald Trump nicht absprechen. Doch man kann nicht umhin, in seinem aggressiven und unberechenbaren Wesen eine Gefahr für die Sicherheit der Welt zu sehen.

			(Tageblatt-Redakteur Marcus Christoph war Ende Oktober zehn Tage in New York und Washington DC.)
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			Randglossen

			Die Mitglieder der nationalen Deputiertenkammer und des Senats haben sich selber eine 47-prozentige Aufbesserung ihrer Diäten gegönnt, dank der sie mit Zulagen für Flugreisen ins Landesinnere, deren Passagen sie gelegentlich verkaufen, auf über 140.000 Pesos im Monat gelangen können. Das entsprichtt einer Aufbesserung von 47 Prozent im Jahr, viel mehr als die obwaltende Inflation und die Lohn- und Gehaltszulagen, die in letzter Zeit vereinbart wurden. Offenbar verstehen sich argentinische Parlamentarier als eine politische Elite im Land, die solche Privilegien genießen dürfen. Linkslastige Sprecher waren verständlicherweise entrüstet und empfahlen den Parlamentariern, einen Teil ihres Einkommens für gemeinnützige Zwecke einzusetzen, worauf die begünstigten Parlamentarier mit Schweigen reagierten. Ein Skandal sondergleichen.

			Dieses Wochenende treffen sich die Parteispitzen von CDU, CSU und SPD. Dabei wird es auch um eine wichtige Personalie gehen. Wer wird Nachfolger von Joachim Gauck als Bundespräsident. In der Gunst der Bevölkerung steht Außenminister Frank-Walter Steineier (SPD) mit 41 Prozent deutlich vorne, Finanzminister Wolfgang Schäuble kommt auf 30 Prozent, nur wird das deutsche Staatsoberhaupt nicht direkt gewählt. Das besorgt die Bundesversammlung, die aus dem Bundestag und derselben Anzahl von Landesvertretern besteht. Natürlich wäre Steinmeier die eleganteste Lösung, denn mit ihr könnte Bundeskanzlerin Angela Merkel der SPD eine Fortsetzung der großen Koalition schmackhaft machen und gleichzeitig die Meinung des Wahlvolks respektieren. Allerdings schützt ein Bundespräsident Steinmeier nicht vor einer rot-rot-grünen Bundesregierung.

			Einen Unionskandidaten ins höchste Staatsamt zu bringen, dürfte nahezu unmöglich sein, weil SPD, Grüne und Linke sich dem verweigern würden. Mit den Stimmen der rechtspopulistischen AfD würde sich wohl kaum ein Kandidat wählen lassen. Als Alternative bliebe der grüne baden-württembergische Ministerpräsident Winfried Kretschmann, er liegt mit 26 Prozent immerhin auf Platz drei des Rankings. Die Wahl wäre ein deutliches Zeichen für eine mögliche schwarz-grüne Koalition im Bund und brächte die große Chance, dass die CDU wieder stärkste Partei im Südwesten wird, wenn der beliebte Grüne von Stuttgart bzw. Sigmaringen nach Berlin zieht. Eine Entscheidung für Kretschmann kann man verstehen, ihn selber weniger. Zumindest sprachlich in einem Großteil der Republik.
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			Steuereinnahmen im Oktober: +24,4%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Oktober 2016 mit $ 167,20 Mrd. um 24,4% über dem Vorjahr. In 10 Monaten 2016 waren es $ 1,61 Bio., 27,6% mehr als in der gleichen Periode 2015. Die Zunahme liegt in beiden Fällen weit unter der Inflation, die um die 40% jährlich liegt, so dass ein realer Rückgang eingetreten ist. Dies ist einmal auf die Abschaffung, bzw. Senkung der Exportzölle und die Erhöhung des steuerfreien Minimums der Gewinnsteuer zurückzuführen, und an zweiter Stelle auf die Rezession. 

			Die Entwicklung war bei den wichtigsten Steuern wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 36,68 Mrd., +8%. Die Zunahme ist anormal niedrig, da der Fiskus an der Inflation verdient, einmal weil die progressive Skala nominell unverändert geblieben ist, und dann, weil es keine Inflationsberichtigung der Steuerbilanzen gibt. 

			- Mehrwertsteuer: $ 49,25 Mrd., +26,5%. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. stieg nur um 20,4% auf $ 34,61 Mrd., während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. um 40,3% auf $ 15,21 Mrd. zunahm. Die Rezession hat sich besonders auf den Umsatz von dauerhaften Konsumgütern ausgewirkt, die die MwSt. effektiv zahlen, bei geringer Hinterziehung. 

			- Interne Steuern: $ 4,92 Mrd., +69,6%. Die Zunahme ist auf die bedeutende Anhebung der Zigarettensteuer zurückzuführen. 

			- Exportzölle: $ 4,69 Mrd., -15,1%. Die Abnahme ist in Wirklichkeit noch viel grösser, weil diese Steuer auf Dollarwerte berechnet wird, so dass sich die Abwertung ausgewirkt hat. Wenn man dies berücksichtigt, hat sich der Erlös etwa halbiert. 

			- Importzölle: $ 4,85 Mrd., +49,3%. Hier kommt immer noch die Auswirkung der zurückgestauten Importe des Vorjahres zum Ausdruck, aber auch ein echte Importzunahme von Konsumgütern. 

			- Benzinsteuer: $ 2,9 Mrd., +38%. Die Zunahme beruht aussschliesslich auf höheren Preisen, die zu einem geringeren Mengenverkauf geführt haben. 

			- Andere Brennstoffsteuern (auf Dieselöl u. a.): $ 1,16 Mrd., +52,9%. 

			- Besondere Brennstoffsteuern (auf Pressgas, Dieselöl u. a): $ 2,36 Mrd. +24,9%

			- Schecksteuer: $ 11,24 Mrd., +28%. 

			- Sozialabgaben: $ 45,47 Mrd., +32,8%. Hier spiegeln sich die Lohnerhöhungen, aber eventuell auch eine geringe Zunahme der legalen Beschäftigung. 

			Während der gesamte Steuererlös im Oktober um 24,4% stieg, nahm der Anteil, den der Bundestaat erhält, um 17% zu, der Anteil des Systems der sozialen Sicherheit um 29,1%, der der Provinzen um 29,2%, und der der sogenannten “nicht budgetären” Ausgaben um 47,7%. Dennoch hatte der Bundesstaat einen Anteil von 41,47%, das System der sozialen Sicherheit einen von 26,06%, die Provinzen einen von 28,70% und die “nicht budgetären Einnahmen” einen von 3,77%.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,30, gegen $ 15,46 in der Vorwoche und $ 15,06 Ende Dezember. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 37,82 Mrd., gegen 40,87 Mrd. in der Vorwoche. Die Abnahme ist auf die Rückzahlung eines Kredites der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (in Basel) in Höhe von u$s 2,5 Mrd. zurückzuführen. Ausserdem hat die ZB verfügt, dass die Banken die Dollardepositen, die sie als Folge der Weisswaschung erhalten, nicht zu ihrer Dollarhaltung addieren müssen, so dass die Banken nicht gezwungen sind, diese Dollar auf dem Markt zu verkaufen, wobei die ZB sie dann kaufen muss, um den Kurs zu halten. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.12.16 bei $ 15,69, zum 31.3.17 bei $ 16,44, zum 30.6.17 bei $ 17,12 und zum 29.9.17 bei $ 17,86. Der Kurs zum September 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 20,47%. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Abnahme von 7,59%, liegt jedoch um 43,96% über Ende Dezember 2015. 

			***

			Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch Verluste. Argentina 2019: -9,42%; Argentina 2021: -0,51%; Argentina 2026: -0,23%; Argentina 2046: -0,51; Bonar 2024: -0,14%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 280 und bei 24 Karat zu $ 400 gehandelt, in beiden Fällen in der dritten Woche in Folge unverändert.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 31.10.16 um 24,12%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), dass sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 20,29% zu. Die Begrenzung der monetären Expansion wurde vornehmlich durch Ausgabe von Lebac-Wechseln der ZB erreicht, deren Bestand jetzt $ 689,21 Mrd. erreicht hat, und somit über der monetären Basis liegt, die $ 689,21 Mrd. beträgt.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten um 31.10.16 um 22,71% auf $ 1,46 Bio., und die Pesokredite nahmen um 16,94% auf  $ 918,72 Mrd. zu. Die Dollardepositen lagen mit u$s 25,68 Mrd. um 145,34% höher als 12 Monate zuvor und die Dollarkredite stiegen um 145,70% auf u$s 8,90 Mrd. Die Dollarkredite haben umgerechnet einen Anteil von 12,9% an den gesamten Krediten.

			***

			Das Handelssekretariat hat mit der lokalen Schuhindustrie vereinbart, den Import von Schuhen für zwei Jahre auf 24 Mio. Paare jährlich zu begrenzen. 2015 wurden 22,65 Mio. Paar Schuhe importiert, so dass das Kontingent relativ hoch erscheint. Die lokale Produktion beträgt um die 125 Mio. Paar Schuhe pro Jahr, so dass man mit dem Import auf fast 150 Mio. Paare gelangt, wobei der Import nur 16% des Konsums darstellen würde. Allerdings ist der Konsum dieses Jahr laut Angaben der Kammer der Schuhindustrie um 25% bis 30% zurückgegangen, womit der Anteil des Importes steigt und zu einer schärferen Konkurrenz führt. Dabei werden Lederschuhe kaum importiert, Sportschuhe, Sandalen u. dgl. hingegen sehr viel. Zum direkten Import kommt noch der Kauf von Sportschuhen bei Auslandsreisenden hinzu. 

			***

			Die ZB hat bestimmt, dass die Dollardepositen, die infolge der Weisswaschung entstehen, bei der Berechnung der Dollarguthaben der Banken nicht hinzugerechnet werden. Auf diese Weise wird das Problem gelöst, dass die Obergrenze von 15% der Dollardepositen im Verhältnis zu den Gesamtdepositen plus Kapital und Reserven der Banken stellt. 

			***

			Produktionsminister Francisco Cabrera gab bekannt, dass Argentinien noch in diesem Jahr wieder in das Präferenzsystem der USA aufgenommen werde (benannt SGP), das sich auf den zollfreien Import von Produkten bezieht, die in ca. 500 Zollpositionen enthalten sind. Argentinien hatte dieses Präferenz 2012 wegen einer Nichterfüllung eines Urteils des Weltbankschiedsgerichtes ICSID verloren. 

			***

			Der Präsident des staatlichen Postunternehmens „Correo Argentino“, Irigoin, wies darauf hin, dass das Unternehmen dieses Jahr mit einem Verlust von $ 1,5 M. schliessen werde, was bezogen auf einen Umsatz von ca. $ 8 Mrd., fast 19% darstellt. Verschiedene staatliche Ämter schuldeten dem Postunternehmen insgesamt um die $ 2 Mrd., und das Inkasso stosse dabei auf Schwierigkeiten. Ein Staatsunternehmen kann eben nicht mit dem Entzug des Dienstes drohen, wie ein privates. In dieser Beziehung seien auch die Tarife für staatliche Ämter zu niedrig. Die ANSeS bezahle z. B. für Post gleich viel wie 2008. Irigoin erwähnte ein Investitionsprogramm von $ 9 Mrd. für 5 Jahre. Er wolle das Geschäft der Paketsendungen im Zusammenhang mit einem Ausbau des e-commerce erweitern, und dabei auch die Lieferung bis zum Haus des Empfängers fördern. Mit dem Gesundheitsministerium werde am Programm „Remediar“ gearbeitet, das sich auf die Lagerung und Verteilung von Medikamenten im ganzen Land bezieht. 

			***

			YPF hat die norwegische Statoil für eine gemeinsame Studie der Möglichkeiten des Bestehens von Erdöl- und Gaslagern auf dem argentinischen Meeresgrund, vom Ausgang des Rio de la Plata bis Comodoro Rivadavia, verpflichtet. Das Abkommen wurde vom YPF-Geschäftsführer Ricardo Garré mit dem exekutiven Vizepräsidenten von Statoil, zuständig für Forschung, Tim Dodson, in Oslo unterzeichnet. Bisher hatte YPF nur oberflächliche Forschung in einigen Küstengebieten betrieben. Jetzt sollen auch tiefere Meeresgebiete erforscht werden. Es handelt um insgesamt 36.000 qkm Statoil hat eine grosse Erfahrung auf diesem Gebiet, und hat Studien in der Nordsee und auch auf dem brasilianischen Meeresgrund vollzogen. 

			***

			Miguel Schiariti, Präsident der Kammer der Schlachthöfe, die den Binnenmarkt versorgen, Ciccra, wies auf den unlauteren Wettbewerb von Schlachthöfen hin, die die Steuern hinterziehen, die sie zahlen müssten. Das drücke auf die Preise und führe die zahlenden Schlachthöfe in die Verlustzone. Er bezifferte die Hinterziehung auf eine Grössenordnung von $ 10 Mrd. pro Jahr. Schiaritti schlug in der Zeitung „Las Nación“ eine Methode vor, um die Hinterziehung zu verhindern: die Rinder, die ein Schlachthof kauft, dürften laut seinem Vorschlag nur geschlachtet werden, wenn die AFIP die Genehmigung erteilt. Dabei müsste der Schlachthof per Internet einen Vorschuss von $ 70 auf die MwSt. und die Gewinnsteuer, und von $ 40 auf die provinzielle Bruttoumsatzsteuer zahlen. Erst wenn die Zahlung bestätigt ist, würde das Vieh für die Schlachtung freigegeben. Indessen werden in diesen Schlachthöfen, die Steuern hinterziehen, die Rinder in grossen Mengen schwarz gekauft und das Fleisch wird dann schwarz verkauft. Ohne eine direkte Kontrolle an Ort funktioniert das System von Schiaritti nicht. 

			*** 

			Das Kontrollamt des Staates SIGEN (“Sindicatura General de la Nación”) hat ermittelt, dass das Kraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, laut der ursprünglichen Berechnung u$s 957,34 Mio. kosten sollte. Der Betrag wurde dann elf Mal um insgesamt 90,28% bis auf u$s 1,72 Mrd. erhöht. Das stellt pro MW das Dreifache des internationalen Durchschnitts dar. Abgesehen davon benötigt das Kraftwerk 1,2 Jato Kohle, doch das Bergwerk erzeugt keine 200. 000 Jato. 

			***

			Minister Alfonso Prat Gay und AFIP-Direktor Alberto Abad gaben an Montag in einer Pressekonferenz bekannt, dass ein Bargeldbetrag von $ 71 Mrd., der umgerechnet u$s 4,6 Mrd. ergibt, in der ersten Etappe der Weisswaschung schwarzer Vermögen angegeben wurde, der auf 58.000 eidesstattliche Erklärungen entfällt. Die Zahl bezieht sich auf Freitag der Vorwoche, so dass damit gerechnet wird, dass am Montag, dem 31.10.16, noch mehr hinzukommt. Nicht der gesamte Betrag sei schon deponiert worden, da am 31.10.16 nur die Frist für die Eröffnung des Bankkontos abgelaufen ist, aber die Einzahlung bis zum 21. November erfolgen kann. Abad erklärte, die AFIP habe schon ca. 100.000 eidesstattliche Erklärungen über Weisswaschung erhalten, von denen sich 58.000 auf Bargeld und der Rest auf Immobilien u. a. Güter bezieht. Am 30. September war schon der Termin verfallen, um zinslose Staatsbonds auf drei Jahre zu zeichnen, auf die keine Steuer von 10% zugezahlt werden musste. Es wurden jedoch nur diese Bonds für u$s 56 Mio. gezeichnet. Die Steuereinnahmen, die sich aus den Depositen ergeben, düften unter u$s 400 Mio. liegen. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI („Estimador Mensual Industrial“), der auf der Grundlage kurzfristig verfügbarer Daten berechnet wird (und somit unvollständig ist), lag im September 2016 um 7,3% unter dem Vorjahr. Die ersten 9 Monate 2016 lagen somit um 4,6% unter dem Vorjahr. Die grössten Rückgänge entfallen im September auf Kfz (-22,5%), Rohstahl (-27,8%), Zement (-9,5%), Kunststoffe (-12,4%), Textilien (-12,1%), und Nahrunsmittel (-5,9%). Der einzige Bereich mit positiver Entwicklung war Chemie und Petrochemie (+1,4%). 

			***

			Der Index der Bauwirtschaft des INDEC verzeichnet im September einen interanuellen Rückgang von 13,1%, womit die ersten 9 Monate 2016 um 12,8% unter dem Vorjahr liegen. 

			***

			Die Subventionen für öffentliche Dienste erreichten in 9 Monaten 2016 $ 209,41 Mrd., 12,4% über dem Vorjahr, wobei der grösste Teil auf den Energiebereich entfällt. Dies teilt der Budgetverband ASAP (Asociación Argentina de Presupuesto y Administración Financiera Pública) mit. Im ersten Halbjahr lagen die Subventionen für Strom und Gas um 4,6% unter dem Vorjahr; doch im Juli waren sie 37% höher, im August um 17% und im September um 72%, nachdem der oberste Gerichtshof eine Erhöhung rückgängig gemacht hatte. 

			***

			Die Bundeskammer von Córdoba hat das Urteil erster Instanz des Richters Miguel Vaca Narvaja vom 27. September aufgehoben, das die Tariferhöhung für Gas, die ab 1. Januar für den Handel und die Industrie galten, nicht zugelassen hatte. Die Regierung hatte daraufhin Berufung vorgelegt, und hat jetzt Recht erhalten. Das Thema ist nicht judiziabel. 

			***

			Im Oktober wurden 61.886 Kfz in das offizielle Register eingetragen, 3,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. In 10 Monaten 2016 waren es 607. 644 Einheiten, 8,2% über dem Vorjahr. Diese Zahlen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. 

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat die Frist für die Einreichung von Anträgen bis zum 31. März 2017 verlängert, die sich auf die Garantie bezieht, dass keine Güter beanstandet werden, die bisher nicht in der eidestaatlichen Erklärung aufgeführt wurden, wohl aber nach der Weisswaschung (Auf spanisch “tapón fiscal“). AFIP-Direktor Alberto Abad erklärte, dass ausserdem die Möglichkeit erwogen werde, dass auch Passiven, also Schulden, berücksichtigt werden, obwohl dies nicht im Gesetz vorgesehen sei. 

			***

			Eine Delegation von 100 Untrnehmern des Staates Sao Paulo, Brasilien, hat diese Woche in Buenos Aires direkten Kontakt mit lokalen Unternehmern aufgenommen, um über Investitionen, Geschäftsverbindungen und Handel zu sprechen. Dabei wurde der Schwerpunkt auf kleine und mittlere Unternehmen gesetzt. Die Zusammenarbeit soll auch dazu bestimmt sein, gemeinsam gegenüber Drittländern aufzutreten. 

			***

			Die Zeitung „Clarín“ (2. 11.16) berichtet, dass Russland den Kredit für das Wasserkraftwerk Chihuidos, Provinz Neuquén, stark verringert habe. Unter der vergangenen Regierung war ein Kredit von u$s 2,6 Mrd. auf 20 Jahre zu 6,5% der russischen Entwicklungsbank zugestanden worden, der bis zu 85% der Projektkosten decken sollte. Die Macri-Regierung hat sich um eine Zinssenkung bemüht, die die russische Regierung nicht angenommen hat. Und jetzt habe Russland der Kreditbetrag auf u$s 660 Mio. (ca. 30% der Kosten des Projektes) und die Frist auf 15 Jahre gesenkt. Jetzt wird die Möglichkeit erwogen, die Zuteilung zu annullieren und mit der chinesischen Regierung zu verhandeln. Minister Prat Gay hat hier einen grossen Fehler begangen, da es sich um ein gutes und bestimmt prioritäres Projekt handelt, und die russische Finanzierung in Ordnung war. Der Bau des Staudammes könnte schon fortgeschritten sein, was sich auch positiv auf die Konjunktur ausgewirkt hätte. Ein Punkt weniger an Zinsen, der eventuell hätte erreicht werden können, gleicht den Zeitverlust, der täglich zunimmt, gewiss nicht aus, umso mehr als Stromknappheit besteht und neue Kraftwerke notwendig sind. Die Zuteilung war an einen Konzern erfolgt, an dem sich folgende Firmen beteiligt hatten: Helport (von Eurnekian), Chediak, Panedile, Eleprint, Hidroeléctrica Ameghino, Isolux und die russische Inter Rao. 

			***

			Bei der Ausschreibung von Lebac vom Dienstag hat die ZB in der sechsten Woche in Folge den Zinssatz von 26,75% für Lebac auf 35 Tage unverändert gelassen. Die Offerten betrugen insgesamt $ 95,55 Mrd., von denen $ 95,20 Mrd. angenommen wurden, Da gleichzeitig bestehende Lebac für $ 78,42 Mrd. verfielen, nahm der Bestand der ZB um $ 16,78 Mrd. zu. Vom Gesamtbetrag entfielen $ 74,83 Mrd. auf 35 Tage, $ 8,37 Mrd. auf 77 Tage, $ 6,88 Mrd. auf 105 Tage, $ 2,61 Mrd. auf 188 Tage und $ 2,52 Mrd. auf 287 Tage. Auf 231 Tage gab es keine Zuteilung. Der Zinssatz nahm bei längeren Fristen ab, bis auf 23,75% bei 287 Tagen. 

			***

			Die bilaterale Handelsbilanz zwischen Argentinien und Brasilien ergab für Oktober ein Defizit für Argentinien von u$s 340 Mio., ca. 50% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die argentinischen Exporte gingen im interanuellen Vergleich um 15% auf u$s 719 Mio. zurück, während die Importe nur um 1,4% auf u$s 1. 059 Mio. abnahmen. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Staatsfinanzen weisen in Brasilien im September ein primäres Defizit (ohne Zinsen) von umgerechnet u$s 8,33 Mrd. aus, womit in 9 Monaten u$s 26,72 Mrd. erreicht wurden, 10 Mal so viel wie in der gleichen Periode des Jahres 2015. Dies teilte die ZB mit. In 12 Monaten zum September betrug das Defizit u$s 59 Mrd., was 3,08% des BIP entspricht. Hinzu kommen dann noch die Zinsen auf Staatsschuld, die im September 70,7% des BIP, erreichte, 4,2 Prozpunkte über Ende Dezember. 

			***

			Der brasilianische Flugzeugfabrikant Embraer, das weltweit drittgrösste Unternehmen der Branche, weist im 3. Quartal 2016 einen Verlust von u$s 34 Mio. auf, der sich aus Entlassungen und Zahlung von Bussen wegen Korruptionsfällen bezieht. Ohne die ausserordentlichen Umstände, hätte Embraer laut Unternehmensangaben einen Quartalsgewinn von u$ 79 Mio. erzielt, leicht über der gleichen Vorjahresperiode. 

			***

			In Brasilien lag der Index der Industrieproduktion des statistischen Amtes (IBGE) im September um 4,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 0,5% über August 2016. Im interanuellen Vergleich ergeben sich jedoch bei den einzelnen Sektoren grosse Unterschiede: Nahrungsmittel nahmen um 6,4% zu, Automobile und Karroserien um 4,8% und nicht dauerhafte Konsumgüter um 1,9%. Hingegen setzte bei Maschinen und Anlagen ein Rückgang von 5,1% ein. 

			***

			Bei der Weisswaschung von Vermögen, die in Brasilien stattgefunden hat und am 31.10.16 abgelaufen ist, wurde ein Gesamtbetrag von umgerechnet u$s 52,4 Mrd. legalisiert, was Steuereinnahmen von geschätzten u$s 15,7 Mrd. zur Folge hat. 25.011 natürliche Personen und 103 Aktiengesellschaften haben schwarzes Vermögen weissgewaschen, die sich im Ausland befanden. 

			****

			Geschäftsnachrichten

			Banco Macro

			Diese vom lokalen Bänker Jorge Brito kontrollierte Bank hat eine Obligation für u$s 400 Mio. auf 10 Jahre zu 7,75% auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Das Geschäft erfolgte über Goldman Sachs und die Schweizer UBS. Der Bonds kann nur ab dem 5. Jahr vorzeitig zurückgezahlt werden, was die Bank voraussichtlich dann tun wird, wenn die Möglichkeit besteht, billigere Obligationen auszugeben. Die Mittel werden jetzt zur Tilgung von Schulden eingesetzt, die zum Teil unmittelbar und zum Teil im Februar verfallen. 

			Frávega-Apple

			Die Firma Frávega, die Haushaltsgeräte, Computer, Mobiltelefone u. a. elektronische Produkte vertreibt, hat mit der US-Firma Apple vereinbart, im ersten Quartal 2017 15 Bereiche in ihren Geschäften mit Apple-Produkten auszustatten, im Rahmen eines Projektes, das „Store in store“ benannt wird, also ein eigenes Geschäft innerhalb eines anderen zu betreiben. Zehn dieser Apple-Verkaufsabteilungen werden in den traditionellen Lokalen von Frávega tätig sein, während fünf in den „Fravega Mobile“ eingericht werden, die in kleinern lokalen bestehen, die sich auf Mobiltelefone, Laptops u. a elektronische Produkte spezialisieren. 

			Fravega hatte vor zwei Wochen Produktionsiminisrer Francisco Cabrera mitgeteilt, dass die Firma in der Periode 2015/17 eine Milliarde Pesos investieren werde, um 17 neue Lokale im Land zu eröffnen, 40 bestehende zu erneuern, und auch um das Personal auszubilden. Gegenwärtig hat Frávega schon 118 Lokale. Der Umsatz lag 2015 umgerechnet bei ca. einer Milliarde Dollar. 

			Easy

			Dieses auf dem Gebiet der Ausstattung von Wohnungen und Gärten und damit verbundenen Bauten führende Unternehmen hat in der 10. Export-Ausstellung “Mundo experto”, die grösste Baumesse Argentiniens, ihre Produkte vorgestellt. Das erlaubt beiläufig, dass sich Architekten, Bauingenieure u. a. mit Baufirmen und Lieferanten treffen. 

			Das Ereignis findet am 5. November ab 10 Uhr morgens im Park “Tecnópolis des zweiten Jahrhunderts, der Wisssenschaft, der Technologie und der Kunst” statt, im Gelände in Villa Martelli, Vicente López, nahe an der Bundeshauptstadt. 

			Der Eintritt ist frei, mit Voranmeldung in den Lokalen von Easy in der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires. Dies kann ebenfalls über die Webseite http://www. expomundoexperto. com. ar/ erfolgen, oder telefonisch an 0810-999-3279. Diejenigen, die nicht Mitglieder vom Klub “Mundo experto” von Easy sind, können sich in den Easy-Lokalen eintragen. 

			Bei der Ausstellung haben die Besucher die Gelegenheit, Rabatte zu erhalten, eine persönliche Beratung zu beanspruchen und sich an Ausbildungsvorträgen zu beteiligen. 

			Dieses Jahr vereint die Ausstellung über 60 führende Unternehmen verschiedener Bereiche, und über 100 Marken. Ausserdem werden über 100 Ausbildungsvorträge gehalten. All dies erfolgt unter der Leitung von Sergio Goycochea. 

			Zanella

			Diese Motorradfabrik, die seit 68 Jahren in Argentinien tätig ist, feiert die lokale Erzeugung ihres Motorrades Nummer 2,2 Mio. Im September 2016 hat die Firma 54% mehr Motorräder verkauft (und in das offiziellle Register eingetragen) als ein Jahr zuvor. Das Unternehmen betreibt vier Fabriken, je eine im Vorort Caseros, in Mar del Plata, in San Luis und in Cruz del Eje (Córdoba), mit einer gesamten Kapazität von 10.000 Motorrädern jährlich. Insgesamt beläuft sich die Belegschaft auf ca. 400 Personen. 

			1948 begann die Firma mit der Fabrikation von Ersatz- und Zubehörteilen für FIAT und Peugeot. Das erste Motorrad wurde 1957 erzeugt, auf Grund eines italienischen Modells. Kurz danach wurden die ersten Motorräder von 50 bis 200 cbcm erzeugt, und gleich danach erhielt Zanella die Genehmigung für die Fabrikation der CECCATO 100 cbcm, die 2017 in neuer Fassung auf den Markt kommt. Firmenpräsident Walter Steiner betonte, Zanella sei bestrebt, das erfolgreichste Modell in jeder Kategorie anzubieten. 

			Siemens

			Nachdem der Vorsitzende der deutschen Siemens, Joe Kaeser, sich gegenüber Präsident Mauricio Macri am 15. September verpflichtet hatte, in den nächsten vier Jahren E 5 Mrd. in Infrakstruktur, Energie und Transport in Argentinien zu investieren, hat die Firma jetzt beschlossen, zur Finanzierung der 683,5 MW beizutragen, die die US-Firma Stoneway Energy über ihre argentinischen Filialen Araucaria Energy und SPI-Energy errichtet. Siemens ist bestrebt, seine Stellung bei neuen Wärmekraftwerken in Argentinien zu festigen. 

			Diarco

			Dieses Unternehmen, dass Grossistensupermärkte betreibt, mit 38 Verkaufsstellen im Land, hat die Firma „Industrias Frutícolas San Rafael“, mit Fabrik in Mendoza, übernommen. Das Unternehmen gehörte ursprüglich der Firma Molto und befand sich jetzt im Besitz des Bauunternehmens Cartellone. Nach drei Monaten stillstand soll der Betrieb seine Tätigkeit wieder aufnehmen, und Obst- und Gemüsenkonserven erzeugen, und dabei zunächst 40 Arbeiter beschäftigen, wobei es in der Ernteperiode bis zu 400 sein können. Mit dieser Fabrik wird Diarco das Angebot von Produken mit eigenen Marken erhöhen.

			Allianz

			Ende der Vorwoche war der CEO des deutschen Konzerns Allianz SE, Oliver Bäte,  in Buenos Aires. Zusammen mit Helga Jung, Mitglied des Exekutivkomitees von Allianz SE, und Ivan de la Sota, regionaler CEO von IberoLatam, beteiligte er sich an einer Arbeitskonferenz mit leitenden Beamten der lokalen Vertretung. Bei dieser Gelegenheit hielt der Ökonom (vom Wirtschaftsinstitut FIEL), Daniel Artana, ein Referat über die wirtschaftlichen Aussichten Argentiniens. Ebenfalls wurde mit dem Direktionskomitee über die Strategie der Firma für die nächsten Jahre gesprochen. 

			Bäte gab seiner Anerkennung der Leistung der lokalen Vertretung Ausdruck, und erläuterte auch seine langfristige Vorstellung über das lokale Geschäftsmodell. Allianz ist zuversichtich über die Entwicklung, die die Macri-Regierung eingeleitet hat, die sich auch besonders um enge Beziehungen zu Deutschland bemüht hat.

			Allianz wurde 1890 gegründet und ist heute auf dem europäischen Versicherungsmarkt führend. Die Firma ist in 70 Staaten anwesend, in denen sie 85 Mio.Kunden betreut. Der weltweite Jahresumsatz liegt bei E 120 Mrd. In Argentinien hat sich Allianz 1988 niedergelassen, und zählt gegenwärtig mit einer Belegschaft von 317 Personen. Allianz bietet integrale Lösungen für Versicherungsprobleme, und zählt mit dem Qualitätszertifikat ISO 9001:2008.
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			Jenseits von links und rechts

			Es wird zunehmend schwieriger, die Macri-Regierung ideologisch einzureihen. Ein politischer Kommentator schloss unlängst seine Überlegungen über das Thema mit dem Satz: „Die Macri Regierung ist weder rechts noch links, sondern genau das Gegenteil.“ Das klingt wie ein Witz, enthält jedoch eine Grundwahrheit, die für das Verständnis der argentinischen Gegenwart begriffen werden muss: dass die traditionellen Kategorien rechts und links heute in Argentinien, und wohl auch allgemein in der Welt, wenig besagen. Man muss die Regierung mit anderen Kriterien beurteilen, nämlich vorwiegend, der Rationalität und der Fähigkeit, die schwierige Erbschaft zu überwinden und eine Wirtschaftspolitik einzuleiten, die Wachstum und Beherrschung der Inflation mit einer effektiven Sozialpolitik vereinbart. 

			Hierzu eine Bemerkung: während im Deutschland der Nachkriegszeit Ludwig Erhard als Wirtschaftsminister stets die Marktwirtschaft in den Vordergrund stellte, hat Jahre später der angesehene Politologe Ralf Dahrendorf jene Epoche als das Zeitalter der Sozialdemokratie bezeichnet, obwohl in der unmittelbaren Nachkriegszeit die CDU mit Konrad Adenauer regierte. In der Tat ist es Deutschland in den 50er und 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts gelungen, gleichzeitig eine bedeutende wirtschaftliche Entwicklung und eine umfassende Sozialpolitik zu erreichen. Im Grunde ist eben eine hohe Leistung der Wirtschaft die Voraussetzung für eine wirksame Sozialpolitik, die hohe öffentliche Mittel beansprucht, die ohne dies nicht aufgebracht werden können. 

			Es geht dabei im Wesen um das Gleichgewicht zwischen den beiden Zielen, nämlich einmal hohes Wachstum, und auf der anderen Seite eine umfassende Sozialpolitik. Die Grenze der Sozialpolitik besteht darin, dass sie die Wirtschaft nicht ersticken darf, so dass das Wachstum nicht gehemmt wird. Und das erfordert auch, dass auch bei der Sozialpolitik das Effizienzkonzept gilt. Eine Aufblähung der Zahl der Staatsangestellten ist keine Sozialpolitik, und Subventionen, die gegen die Anstrengung wirken, eine Arbeit zu suchen und effektiv zu arbeiten, auch nicht. Und eine Arbeitspolitik, die die Beschäftigung hemmt und Schwarzarbeit fördert, ebenfalls nicht. 

			Die Macri-Regierung hat eine komplizierte Lage geerbt, mit ca. einer Million überflüssiger Staatsangestellter (in den drei Ebenen, also Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden, plus Staatsunternehmen und autonomen Ämtern). Das kostet pro Jahr umgerechnet um die u$s 25 Mrd., also über 4% des Bruttoinlandsproduktes. Ohne dies, wäre das Defizit gering und könnte ohne Weiteres mit Krediten für Staatsinvestitionen gedeckt werden. Der Anteil des staatlichen Bereiches am Sozialprodukt liegt über 40% (gelegentlich wird er auf 45% und mehr berechnet), während es vor den Kirchners unter 30% waren. Dieser hohe Staatsanteil, der nicht zu verkraften ist und eine erdrückende und irrationale Steuerlast bedingt, führt dazu, dass das argentinische Wirtschaftssystem gelegentlich als sozialistisch bezeichnet wird. In diesem Sinn wird auch oft die Meinung geäussert, dass Macri schliesslich nur einen vernünftigen Kirchnerismus, ohne Korruption und ohne die grosse Irrationalität der Kirchners, betreibt. Doch ohne dies wäre es kein Kirchnerismus, sondern etwas ganz anderes. Für viele läuft alles zu langsam, und es fehlt der Mut für grundsätzliche Entscheidungen. Kirchneristen und Kumpanen sprechen von einer rechten Unternehmerregierung, die den „Reichen“ mehr Einkommen zuteilt, zum Schaden der „Armen“. Das entspricht nicht den Tatsachen, wird jedoch von vielen geteilt. Und gelegentlich bedingt dieses Vorurteil auch die Regierung.

			Präsident Macri muss mit dieser komplexen Lage auskommen. Er kann die überflüssigen Staatsangestellten nicht entlassen, da sie eine gesetzlich verbriefte Stabilität geniessen. Nur bei vertraglich verpflichteten, kann es einen Abbau geben, indem die Verträge nach Ablauf nicht verlängert werden. Doch das betrifft eine unbedeutende Minderheit. Eine Entlassung ist im staatlichen Bereich auch bei unzulänglicher Leistung und schlechten Verhalten sehr schwierig. Um all dies zu ändern ist ein Gesetz notwendig, das bei der bestehenden Zusammensetzung des Parlamentes bestimmt nicht durchkommen würde. Das Problem kann in der Praxis nur mit einer Einfrierung der freien Stellen im staatlichen Bereich gelöst werden, so dass dann die Zahl der Staatsangestellten wegen Pensionierung, Tod, Rücktritt und Ablauf von Verträgen um 3% bis 5% jährlich (also gesamthaft um 100.000 bis 175.000 Personen) abnehmen würde. Das wurde jedoch bisher versäumt, und wird auch nie erwähnt.

			Dann wurde der Staat auch durch die Erweiterung der Zahl der Rentner um gut 2,5 Mio. Menschen erhöht. Und, wie wenn dies nicht ausgereicht hätte, haben die Kirchner-Regierungen, besonders die von Cristina, allgemein aus dem vollen gewirtschaftet und Staatsgeld für allerlei unnötige Dinge vergeudet und überall hohe Schulden hinterlassen. Und nicht zuletzt kommt noch die gigantische Korruption hinzu, die den Staat doppelt belastet hat, nämlich einmal wegen der Entwendung öffentlicher Gelder, und dann, weil sie zu Fehlentscheidungen bei Staatsinvestitionen geführt hat. All dies bildet eine schwere Erbschaft, mit der man nicht so leicht fertig wird.

			Die Macri-Regierung hat sich zunächst darum bemüht, die übertriebenen Subventionen für öffentliche Dienste zu senken, ist dabei jedoch auf Hindernisse gestossen und hat schliesslich bisher wenig erreicht. Abgesehen davon, hat sie allerlei absurde Staatsausgaben abgeschafft oder zumindest eingedämmt, wie z.B. die hohen Summen für Regierungspropaganda und regierungsfreundliche Medien, von denen mehrere schon aufgeben mussten. Ebenfalls bemüht sich Macri, die Flotte von Regierungsflugzeugen stark zu verkleinern, und er ist bei seinen Auslandsreisen auch unverhältnismässig sparsamer als Cristina Kirchner, die sich in den teuersten Luxushotels aufhielt, wie das Mandarin in New York, das u$s 7.000 pro Tag kostet, und oft eine Unmenge Begleiter mitnahm, die Tourismus betrieben. Auch wurde bei den Staatsunternehmen eine oberflächliche Rationalisierung eingeführt, so dass u.a. das hohe Defizit von Aerolineas Argentinas etwa halbiert wurde. Jetzt wird auch die hohe Subvention für das Fussballspiel unter die Lupe genommen, angeblich mit Abschaffung des sehr kostspieligen Programmes „Fussball für alle“. Doch all dies hat gesamthaft ein geringe Wirkung. Das einzige, was zunächst von Bedeutung war, war die Stilllegung der öffentlichen Bauten. Doch jetzt kommen sie nach und nach wieder in Gang, nachdem die Projekte überprüft und korrigiert wurden, Überpreise abgeschafft wurden und in vielen Fällen eine Finanzierung der Weltbank und der interamerikanischen Entwicklungsbank erhalten wurden. Das führt jedoch zu einem neuen Sprung bei den Staatsausgaben. 

			Und dann kommt noch hinzu, dass die Macri-Regierung die Gesamtzahl der Staatsbeamten erhöht, die aufgeblähte Staatsstruktur weiter ausgebaut, und zahlreiche neue Sozialausgaben eingeführt hat, wie die Erweiterung des Kindergeldes und die Zahlung von Schulden an Rentner, an Provinzen und an die gewerkschaftlichen Sozialwerke, und die Einführung einer allgemeine Altersrente für Personen über 65 Jahren. Hinzu kommt noch die Anerkennung und Bedienung von Schulden, die die Regierung von CFK hinterlassen hat, zu denen immer weitere hinzukommen, wobei besonders die Lösung der Konflikte, die vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID (auf spanisch CIADI) ausgetragen werden, sehr kostspielig sein wird. 

			Die Staatsausgaben sind gesamthaft gestiegen und werden dieses Jahr nominell weit über 2015 liegen. Eventuell sind sie real, also in konstanten Werten, etwas niedriger. Das hängt von der Inflation ab, wobei eine höhere Inflation paradoxerweise positiv wirkt. Doch bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt, das dieses Jahr wohl um mindestens 2% unter dem Vorjahr liegen wird, sind die Staatsausgaben bestimmt höher. Und 2017 werden sie wegen der hohen Investitionen, die sich zum Teil in Durchführung befinden und in anderen Fällen angekündigt wurden, weiter zunehmen. 

			In einem ideologisch vergifteten Land, mit einem beschränkten Verständnis für die wirtschaftliche Realität, ist es begreiflich, dass Macri die wirtschaftliche Problematik nicht in den Vordergrund stellt, nur Gemeinplätze äussert und alles von den erwarteten hohen Investitionen abhängig macht, die im öffentlichen Bereich eine Tatsache sind, aber im privaten weniger. Er sollte jedoch ein klares Bewusstsein über die Richtung haben, und wissen, dass die wirtschaftliche Problematik weit über die Investitionen hinausgeht. Und hier kommen gewiss Zweifel auf. Ist sich Macri bewusst, dass er die Staatsquote verringern muss? Ist er sich im klaren, dass dies, und auch die Eindämmung der Gewerkschaftsmacht, die Voraussetzung für eine erfolgreiche Inflationsbekämpfung ist? Ist er sich der Tatasache bewusst, dass die positive Stimmung gegenüber seiner Regierung, die jetzt allgemein im Ausland und auch weitgehend im Inland besteht, gelegentlich aufhört, wenn die Wirtschaft nicht in Schwung gerät und die Inflation abnimmt? Ist er sich bewusst, dass die vielen Investitionsprojekte, die die Regierung angekündigt hat (in einer grossen Anzeige), die Staatsfinanzen stark beanspruchen und mit der offiziellen Finanzplanung im Widerspruch stehen? 

			Macri wird jetzt dadurch begünstigt, dass die öffentliche Aufmerksamkeit andere Themen als die Wirtschaftspolitik in den Mittelpunkt stellt, nämlich die Ethik und den Kampf gegen die Korruption, auch die Überwindung der allgemeinen persönlichen Unsicherheit und der damit zusammenhängenden Bekämpfung des Drogenhandels. Dabei kommt auch das Thema der Justiz auf, die immer noch vom Kirchnerismus durchdrungen ist, in vielen Aspekten politisch handelt und es dabei mit der Rechstordnung nicht so genau nimmt. Bisher ist noch kein Richter vom Richterrat abgesetzt worden, obwohl bei vielen gute Gründe dafür bestehen, weil sie die Rechtsordnung schwer verletzt haben und Verfahren, die die Kirchners und Kumpanen betrafen, jahreslang liegen liessen. Schliesslich rückt auch das Erziehungsthema stärker in den Vordergrund. 

			Offensichtlich ist es der Macri-Regierung gelungen, dass die Gesellschaft die Bemühungen in diesen nicht wirtschaftlichen Themen anerkennt, und gleichzeitig die phänomenale Korruption der Kirchner-Regierungen verabscheut. Das erklärt, dass Präsident Mauricio Macri bei den Umfragen trotz starker wirtschaftlicher Rezession, hoher Arbeitslosigkeit und Inflation, eine Zustimmungen um die 50% erhält, mehr als viele andere Präsidenten der Region. 

			Das hat eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die Wahlen von 2017, bei denen Macri mit seinen Partnern, die UCR (geleitet von Ernesto Sanz) und die „Coalición Cívica“ (geleitet von Lilita Carrió), die mit seiner PRO- Partei die Koalition „Cambiemos“ bilden, erreichen muss, dass seine parlamentarische Vertretung zunimmt oder zumindest unverändert bleibt. Eine bedeutende Verringerung würde seine Regierung schwächen und ihm dann die Reformen, die er noch braucht, um die verfahrene wirtschaftliche Lage einzurenken, unmöglich macht. 

			Politik spielt in einer Demokratie auch bei der Wirtschaftspolitik eine entscheidende Rolle. Zum Unterschied der Regierung der Kirchners (und vorher auch der von Menem), die mit parlamentarischen Mehrheiten regierten, hat Macri keine eigene Mehrheit, weder in der Deputiertenkammer noch im Senat, und ist somit ständig auf Kompromisse angewiesen, die u.a. auch höhere Zuwendungen für die Provinzen bedeuten, damit die Gouverneure von Oppositionsparten auf ihre Senatoren und Deputierten einwirken. Die Gestaltung der Wirtschaftspolitik ist bei dieser hyperdemokratischen Konstellation schwieriger. Doch auch hier muss Macri vermeiden, dass die Kompromisse die grundsätzliche Richtung gefährden und dazu führen, dass kein dauerhaftes Wachstum und keine Verringerung der Inflation auf eine einstellige Zahl erreicht wird. Er muss wissen, wo und wie weit er nachgeben kann, und wo in keinem Fall. Das ist ein Talent, dass die wirklichen Staatsmänner kennzeichnet.
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			Die problematische öffentlich-private Zusammenarbeit

			Argentinien hat einen hohen Investitionsbedarf, der jedoch mehrheitlich auf Infrastruktur und Energie entfällt, Bereiche die direkt oder indirekt vom Staat abhängen. Es besteht bei grossen multinationalen Unternehmen bestimmt eine Investitionsbereitschaft für Argentinien, und auch wird dies durch die hohe Verfügbarkeit von flüssigen Mitteln auf dem internationalen Finanzmarkt und den daraus resultierenden niedrigen Zinsen begünstigt. Doch Privatunternehmen, lokale und ausländische, überlegen es sich zwei Mal, wenn sie in Objekten investieren sollen, bei denen sie vom argentinischen Staat abhängen. Daraus ergibt sich das Paradoxon, dass ohne Schwierigkeiten in nicht prioritären Objekten investiert wird, wie der Bau von Luxuswohnungen, die Errichtung von Supermärkten und Shopping-Centers, Fünfsternehotels oder die Fabrikation von neuen Automobilmodellen, aber nicht in prioritären Objekten, wie Autobahnen, Eisenbahnen, Kraftwerken und Erdöl- und Gasforschung- und Förderung. 

			Um diese Hemmung zu überwinden, hat die Regierung dem Kongress ein Gesetzesprojekt über öffentlich-private Zusammenarbeit (“joint ventures”) bei Infrastrukturinvestitionen vorgelegt, von dem laut Schätzungen von Regierungssprechern, private Investitionen in diesem Bereich in einer Grössenordnung von von u$s 40 Mrd. erwartet werden. Das Projekt wurde vom Senat genehmigt, jedoch in der Deputiertenkammer korrigiert, so dass es jetzt an den Senat zurückkehrt. Oppositionsdeputierte machten sich Sorgen über eine angeblich schwache Stellung des Staates gegenüber den Privatunternehmen bei diesen Investitionen, und haben Änderungen in diesem Sinn eingefügt. Dabei geht es jedoch grundsätzlich um genau das Gegenteil, nämlich wie man den Privatunternehmen sichern kann, dass der Staat seine Verpflichtungen einhält und nicht störend wirkt. 

			Gesetze und Dekrete dieser Art hat es schon mehrmals gegeben. Guillermo Ferraro, verantwortlich für Infrastruktur und Regierung bei der Treuhandfirma KPMG, weist in einem Artikel in der Zeitung “La Nación” auf die Dekrete 1105/89 und 635/97 über Risikoinvestitionen und Privatinitiative hin, dann auf die Dekrete 1299/00, 677/01 und 228/01 über Förderung privater Investitionen für die Entwicklung der Infrastruktur, und schliesslich auf die Dekrete 967/05 über ein nationales Regime für die öffentlich-private Verbindung, und 966/05 über das nationale System der Privatinitative. In keinem dieser Fälle, die die Regierungen von Menem, de la Rua und Néstor Kirchner umfassen, wurden bedeutsame konkrete Ergebnisse erzielt. 

			Das Grundproblem besteht in der Natur des argentinischen Staates. Die Beamten misstrauen den privaten Unternehmern und wollen nicht, dass diese Geld verdienen, oder auf alle Fälle nicht viel, und das ist von vorne herein wirklichkeitsfremd. Ein Unternehmen muss besonders dann gut verdienen, wenn es bei der Durchführung eines Projektes effizient ist. Doch den Beamten und den meisten Poltikern gerät dies in die falsche Kehle. Und die Unternehmensleiter haben wenig Verständnis für die bürokatische Mentalität der Beamten. Ebenfalls wirkt die Korruption störend, da in der Regel Schmiergelder gefordert werden. Ebenfalls ist der argentinische Staat ein schlechter Zahler, und das wirkt bei Projekten, die auf einer strikten Bau- und Finanzplanung beruhen, sehr störend, und erhöht auch die Kosten, was dann weitere Probleme schafft. 

			In den 90er Jahren wurde in Argentinien ein System für die Erhaltung der Überlandstrassen eingeführt, das darin bestand, dass Privatunternehmen für bestimmte Strecken für einen festen Betrag pro Kilometer verpflichtet wurden, die Strassen in gutem Zustand zu erhalten. Es war ein gutes System, weil es im Interesse der Unternehmen lag, die Reparaturen sofort zu vollziehen, weil das für sie billiger war und sie somit mehr verdienten. Ein Riss wird, wenn er nicht sofort gestopft wird, bald zu einem Loch, dessen Reparatur viel teurer ist, und das auch Unfälle verursachen kann. Doch das Strassenbauamt “Vialidad Nacional” schob die Zahlungen hinaus, und das System versandete. Seither hat “Vialidad Nacional” die Instandhaltung voll übernommen, und die Strassen sind zunehmend verkommen, so dass sie vorzeitig durch neue ersetzt werden müssen, was die Staatskasse viel teurer zu stehen kommt. 

			Unter der Menem-Regierung wurden Infrastrukturprojekte, wie der Bau von Strassen, und allgemein öffentliche Dienste, in Konzession vergeben. Das hat unter Menem und auch unter de la Rua funktioniert und hohe Investitionen angeregt. Doch 2002 wurde das ganze System wegen der Finanzkrise bei Seite gelassen, Dollarwerte wurden zum Kurs von eins zu eins in Pesos umgewandelt und eingefroren, und es wurden auch keine neuen Konzessionsverträge ausgehandelt. Die Unternehmen wurden zu reinen Betreibern, die bei ihren Tarifen, Investitionen, und auch Instandhaltungsausgaben, direkt vom Staat abhingen. Es war im Grunde eine kalte Verstaatlichung. In einigen Fällen fand dann unter den Kirchners eine widerrrechtliche volle Rückverstaatlichung statt, so bei der Wasserversorgung, der Post u.a. Bei YPF wurde der Mehrheitsaktionär Repsol zunächst gezwungen, 25% des Kapitals (über einen Strohmann Namens Eskenazi) an die Kirchners zu verschenken, und dann wurde der grösste Teil ihrer Aktien vom Staat übernommen, so dass dieser eine Mehrheit erreichte. Alles widerrechtlich! Es kam zu zahlreichen Klagen beim Weltbankschiedsgericht ICSID, bei denen sich der argentinische Staat wie ein fauler Schuldner benommen hat. Die meisten Prozesse laufen noch. 

			Dieses Verhalten der argentinischen Regierung hat den Staat als solchen diskreditiert. Gewiss ist Macri nicht Kirchner und auch nicht Duhalde; aber wer garantiert, dass nach ihm nicht wieder ein Politiker der Sippe kommt, für die Rechsordnung zweitrangig ist, und Verträge nicht unbedingt zu erfüllen sind. Diese Art Politiker sind die Mehrheit. Macri und vorher Menem sind Ausnahmen. 

			Man muss sich deshalb besonders anstrengen, wenn man ein legales System schaffen will, das gegen das Risiko der nicht-Zahlung, der systematischen Zahlungsverzögerung und des Vertragsbruchs sichert. Das ICSID-Schiedsgericht genügt nicht, auch das MIGA (Multilateral Investment Guarantee Agreement) der Weltbank, das Auslandsinvestitionen garantiert, nicht. Denn kein Unternehmen will es auf einen langwierigen Prozess ankommen lassen. 

			Es müsste im neuen System auch eine Norm geben, die die staatlichen Zahlungen einer Bank überträgt, die die einzelnen Zahlungen dann fristgemäss vollzieht, laut Anweisung, die am Anfang eines Projektes erteilt wird, wobei Bank dann das Risiko tragen muss, dass das Schatzamt die zugesagten Mittel nicht rechtzeitig oder gar nicht bereitstellt. Und der Vertrag zwischen Staat und Privatunternehmen müsste auch einer Stelle unterstellt werden, eventuell der Weltbank oder der Interamerikanischen Entwicklungsbank, die eine Garantie ausstellt und bei auftretenden Konflikten sofort entscheidet, ohne Berufungsrecht. 

			Gewiss wird es auch ohne all dies bestimmte private Infrastrukturinvestitionen geben. Es gibt immer Unternehmen, die höhere Risiken eingehen. Aber dann wollen sie auch mehr verdienen. Was man an Garantie spart, zahlt man mit einem höheren Preis. Doch wenn man an eine grössere Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatunternehmen denkt, dann muss man die Problematik, die wir hier aufgeführt haben, gründlich durchdenken und befriedigende Lösungen schaffen. Nur mit der Zeit, wenn diese Regierung von einer anderen abgelöst wird, die die eingegangenen Verpflichtungen erfüllt, kann es zu einer echten umd dauerhaften Lösung kommen.

			 

			 

		

	